
 

 

 

 
 
 
 
 

 
 
 
Stellungnahme des Bundesverbands Geothermie e. V. (BVG) (Lobbyregisternummer: R000239) 
zum Entwurf des überarbeiteten Leitfadens zur Nutzung oberflächennaher Erdwärme in Schles-
wig-Holstein 
 
Der Bundesverband Geothermie e. V. (BVG) bedankt sich für die Möglichkeit, zum Entwurf des 
grundlegend überarbeiteten Leitfadens für die Nutzung oberflächennaher Geothermie in Schles-
wig-Holstein Stellung zu nehmen. 
 
Wir begrüßen, dass der Leitfaden an den aktuellen rechtlichen und technischen Rahmen angepasst 
werden soll und der Oberflächennahen Geothermie eine wesentliche Rolle für die Dekarbonisierung 
der Wärmeversorgung zuerkennt. Positiv ist insbesondere, dass der neue Leitfaden nicht mehr aus-
schließlich kleinere Anlagen betrachtet, sondern auch größere Erdwärmesondenanlagen, öffentli-
che Gebäude, Gewerbeobjekte und Quartierslösungen einbezieht. Ebenfalls unterstützen wir das 
Ziel, die wasserrechtliche Genehmigungspraxis innerhalb Schleswig-Holsteins zu vereinheitlichen 
und dadurch die Planungs- und Investitionssicherheit zu verbessern. 
 
Aus Sicht der im BVG organisierten Planungsbüros, Bohrunternehmen, Anlagenhersteller und wei-
teren Fachunternehmen besteht gleichwohl Überarbeitungsbedarf. Der Entwurf enthält an mehre-
ren Stellen pauschale technische und wasserrechtliche Vorgaben, die über die einschlägigen tech-
nischen Regelwerke hinausgehen oder den notwendigen Entscheidungsspielraum qualifizierter 
Fachunternehmen einschränken. Teilweise werden konkrete Ausführungsdetails festgelegt, ob-
wohl deren Eignung wesentlich von der Geologie, dem Bohrverfahren, der Anlagenauslegung und 
den eingesetzten Produkten abhängt. 
 
Der Leitfaden sollte hohe Anforderungen an Anlagenqualität und Grundwasserschutz stellen. Zu-
sätzliche Anforderungen müssen jedoch nachweisbar geeignet, erforderlich und verhältnismäßig 
sein. Landesspezifische Verschärfungen sollten nur dann vorgesehen werden, wenn ein konkreter 
fachlicher Bedarf besteht und der erwartete zusätzliche Sicherheitsgewinn nachvollziehbar belegt 
werden kann. Andernfalls drohen höhere Kosten, zusätzlicher Ressourcenverbrauch und längere 
Genehmigungsverfahren, ohne dass damit zwangsläufig ein höheres Schutzniveau verbunden ist. 



 

 

1. Grundsätzliche Einordnung der technischen Anforderungen 
 
Der Entwurf verweist zu Recht auf die einschlägigen Regelwerke, insbesondere die VDI 4640 sowie 
die Regelwerke von DIN, DVGW und DWA. An verschiedenen Stellen geht der Leitfaden jedoch über 
diese Regelwerke hinaus oder überführt darin enthaltene Empfehlungen in faktisch verbindliche 
Anforderungen. 
 
Der BVG empfiehlt, im Leitfaden eindeutig zwischen gesetzlichen Anforderungen, wasserrechtli-
chen Zulassungsvoraussetzungen, allgemein anerkannten Regeln der Technik und ergänzenden 
fachlichen Empfehlungen zu unterscheiden. Für Planende, ausführende Unternehmen, Genehmi-
gungsbehörden und Anlagenbetreibende muss erkennbar sein, welche Aussagen verbindlich sind 
und welche lediglich einen möglichen Weg zur Erreichung des jeweiligen Schutzziels beschreiben. 
 
Der Leitfaden sollte grundsätzlich schutzzielorientiert formuliert werden. Maßgeblich ist beispiels-
weise, dass eine Erdwärmesonde beschädigungsfrei eingebaut, der Bohrlochringraum vollständig 
und dauerhaft abgedichtet und die Anlage fachgerecht betrieben wird. Welches Bohrverfahren, wel-
cher Bohrlochdurchmesser oder welche Einbauhilfe hierfür im konkreten Fall geeignet ist, sollte 
grundsätzlich durch das verantwortliche Fachunternehmen unter Berücksichtigung der standörtli-
chen Verhältnisse festgelegt werden. 
 
Bei der endgültigen Fassung sollte jeweils auf die zum Zeitpunkt der Veröffentlichung aktuelle Fas-
sung der technischen Regelwerke Bezug genommen werden. Abweichungen von den allgemein an-
erkannten Regeln der Technik sollten ausdrücklich gekennzeichnet, fachlich begründet und mit ei-
nem nachvollziehbaren zusätzlichen Nutzen für den Grundwasserschutz oder die Betriebssicherheit 
unterlegt werden. 
 
2. Zu Abschnitt 3.4 und Abbildung 6 – Darstellung der Wärmepumpe 
 
Die in Abbildung 6 dargestellten Temperaturwerte sind aus Sicht der Branche missverständlich. Die 
Angabe von etwa 10 °C am Eingang des Verdampfers kann bei fachfremden Leserinnen und Lesern 
den Eindruck erwecken, dass das Wärmeträgermedium aus einer Erdwärmesondenanlage regel-
mäßig oder dauerhaft mit einer Temperatur von 10 °C an der Wärmepumpe ankommt. Tatsächlich 
sind die Temperaturen von zahlreichen Faktoren abhängig, insbesondere von Standort, Sonden-
tiefe, Jahreszeit, Lastzustand, Anlagenkonzeption und Betriebsdauer. 
 
Auch die Angabe „mindestens 0 °C“ am Ausgang des Verdampfers ist problematisch. Sie steht nicht 
im Einklang mit den später im Leitfaden genannten Temperaturgrenzen, nach denen am Eintritt in 
die Erdwärmesonde im Spitzenlastbetrieb kurzfristig Temperaturen bis −3 °C zulässig sein sollen. 



 

 

 
Wir empfehlen deshalb, die konkreten Temperaturangaben aus der Funktionsprinzipskizze zu ent-
fernen. Soweit die Werte beibehalten werden, müssen sie ausdrücklich als unverbindliche Beispiel-
werte gekennzeichnet und mit den Anforderungen in Abschnitt 5.4.2 sowie im Anhang abgestimmt 
werden. Darüber hinaus sollte in der Abbildung konsequent der Begriff „Wärmeträgermedium“ ver-
wendet werden. 
 
3. Zu Abschnitt 5.4.2 – Temperaturgrenzen bei Erdwärmesonden 
 
Nach Abschnitt 5.4.2 soll das zur Erdwärmesonde zurückkehrende Wärmeträgermittel im Monats-
mittel der Grundlast 0 °C nicht unterschreiten. Zur Deckung der Spitzenlast soll eine kurzzeitige 
Abkühlung bis −3 °C zulässig sein. Im Anhang wird ergänzend verlangt, den Temperaturwächter am 
Sondeneintritt auf −3 °C einzustellen. 
 
Die Rückmeldungen unserer Mitgliedsunternehmen zeigen, dass diese pauschale Festlegung als 
restriktiv wahrgenommen wird. In der Planungspraxis werden abhängig vom eingesetzten Sonden- 
und Verfüllsystem, von den Materialeigenschaften und von den standörtlichen Verhältnissen teil-
weise auch niedrigere kurzzeitige Spitzenlasttemperaturen angesetzt. Auch die einschlägigen tech-
nischen Regelwerke müssen in ihrer jeweils aktuellen Fassung berücksichtigt werden. 
 
Für die Beurteilung des Frost- und Tauwechselrisikos ist nicht allein die Temperatur des Wärme-
trägermediums maßgeblich. Entscheidend ist die tatsächlich im Verpresskörper und im angrenzen-
den Untergrund auftretende Temperatur. Diese hängt unter anderem von der Dauer der Spitzenlast, 
der Temperaturspreizung, dem thermischen Bohrlochwiderstand, der Sondengeometrie sowie den 
Eigenschaften des Verfüllbaustoffs ab. 
 
Wir empfehlen daher, die Temperaturanforderungen nochmals fachlich zu überprüfen und an die 
aktuelle VDI 4640 sowie die nachgewiesenen Eigenschaften der eingesetzten Systeme anzupas-
sen. Soweit −3 °C als Regelwert beibehalten werden, sollte für fachgerecht geplante Anlagen eine 
Abweichungsmöglichkeit vorgesehen werden. Voraussetzung könnte ein geeigneter rechnerischer 
Nachweis sowie die dokumentierte Eignung des Verfüllbaustoffs und der Erdwärmesonde für den 
vorgesehenen Temperaturbereich sein. 
 
Der Leitfaden sollte zudem klar zwischen der Auslegungstemperatur, dem Monatsmittel im Grund-
lastbetrieb, einer kurzfristigen Spitzenlasttemperatur und der Einstellung des Temperaturwächters 
unterscheiden. Diese Werte erfüllen unterschiedliche Funktionen und dürfen nicht ohne weitere Er-
läuterung gleichgesetzt werden. 
 



 

 

 
4. Zu Abschnitt 5.4.3 und Tabelle 2 – Planung größerer Erdwärmesondenfelder 
 
Der BVG begrüßt, dass der Leitfaden erstmals auch größere Anlagen und Erdwärmesondenfelder 
berücksichtigt. Die Anforderungen sollten jedoch stärker am tatsächlichen Anlagen- und Standortri-
siko und weniger ausschließlich an festen Leistungsschwellen ausgerichtet werden. 
 
Nach Tabelle 2 werden für Anlagen ab bestimmten Wärmepumpenheizleistungen umfangreiche 
Untersuchungs- und Nachweispflichten vorgesehen. Die Nennleistung der Wärmepumpe ist aller-
dings nur ein begrenzt geeigneter Indikator für die thermischen Auswirkungen einer Anlage. Ebenso 
relevant sind die jährliche Wärme- und Kältearbeit, die Betriebsstundenzahl, das Lastprofil, die Son-
denanzahl und -tiefe, die Regeneration des Untergrunds durch Kühlung, die hydrogeologischen Ver-
hältnisse sowie die Entfernung zu bestehenden oder geplanten Nutzungen. 
 
Eine Anlage mit ausgeglichenem Heiz- und Kühlbetrieb kann trotz höherer Leistung geringere lang-
fristige Auswirkungen auf den Untergrund haben als eine kleinere Anlage mit dauerhaft einseitigem 
Wärmeentzug. Ebenso können an einem Standort bereits belastbare Untergrunddaten oder Ergeb-
nisse benachbarter Projekte vorliegen, die erneute Untersuchungen teilweise entbehrlich machen. 
Wir empfehlen daher ein abgestuftes Nachweiskonzept. Die erforderliche Planungstiefe sollte sich 
nach der Komplexität der Anlage, der Datengrundlage und dem zu erwartenden thermischen Ein-
fluss richten. Vorhandene Thermal-Response-Tests, Bohrdaten, Messstellen und belastbare Er-
kenntnisse aus räumlich und geologisch vergleichbaren Projekten sollten berücksichtigt werden 
können. 
 
5. Zu Abschnitt 6 – Thermohydrodynamische Modellierung 
 
Eine thermohydrodynamische Modellierung kann bei großen oder komplexen Anlagen ein geeigne-
tes Instrument zur Beurteilung thermischer Auswirkungen sein. Sie sollte jedoch nicht allein auf-
grund des Überschreitens einer pauschalen Leistungsschwelle zwingend vorgeschrieben werden. 
 
Der erforderliche Modellierungsumfang muss sich nach der konkreten Fragestellung richten. Für 
überschaubare Anlagen bei einfachen geologischen und hydrogeologischen Verhältnissen können 
analytische Berechnungen oder etablierte Sondenfeldsimulationen ausreichend sein. Eine numeri-
sche thermohydrodynamische Modellierung ist insbesondere dort sinnvoll, wo eine relevante 
Grundwasserströmung besteht, komplexe Schichtungen vorliegen, thermische Fahnen benach-
barte Nutzungen erreichen können oder sich mehrere Anlagen gegenseitig beeinflussen. 
 
 



 

 

 
Der Leitfaden sollte daher ein gestuftes Vorgehen vorsehen. Zunächst sollte anhand einer fachli-
chen Vorprüfung festgestellt werden, ob eine analytische Betrachtung ausreicht oder ob eine wei-
tergehende numerische Modellierung erforderlich ist. Die Entscheidung sollte nachvollziehbar be-
gründet werden und nicht automatisch aus der Wärmepumpenleistung folgen. 
 
Auch die Anforderungen an Eingangsdaten, Prognosezeitraum, Modellkalibrierung und Ergebnis-
darstellung sollten dem jeweiligen Projekt angemessen sein. Unverhältnismäßig hohe Modellie-
rungsanforderungen können insbesondere mittelgroße Projekte wirtschaftlich erheblich belasten, 
ohne einen entsprechenden zusätzlichen Erkenntnisgewinn zu erzielen. 
 
6. Zu Abschnitt 7.1 – Abstände zwischen Erdwärmesonden 
 
Der Entwurf nennt für Anlagen bis 30 kW einen Abstand von 6 m zwischen Sonden derselben Anlage 
sowie 10 m zwischen Sonden verschiedener Anlagen auf benachbarten Grundstücken. Für größere 
Sondenfelder sollen die erforderlichen Abstände rechnerisch ermittelt werden. 
 
Abstände zwischen Erdwärmesonden sind in erster Linie eine Frage der thermischen Dimensionie-
rung. Ihre Eignung hängt unter anderem von der Sondentiefe, der jährlichen Wärme- und Kältear-
beit, dem Lastprofil, der Wärmeleitfähigkeit, einer möglichen Grundwasserströmung, der Betriebs-
dauer und der vorgesehenen Nutzung des Untergrunds ab. Ein bestimmter Abstand kann deshalb 
nicht unabhängig von der jeweiligen Anlagenkonzeption als generell richtig oder zwingend erforder-
lich bewertet werden. 
 
Dies zeigt sich besonders bei thermischen Speichern. Bei Erdwärmesondenspeichern werden Son-
den gezielt enger angeordnet, damit die eingebrachte Wärme innerhalb des Speichervolumens ge-
halten wird. Eine enge Anordnung ist dort kein Planungsfehler, sondern ein wesentliches Element 
des Anlagenkonzepts. 
 
Der Leitfaden sollte daher klarstellen, dass die genannten Werte Planungs- und Orientierungswerte 
und keine ausnahmslos einzuhaltenden Sicherheitsabstände sind. Insbesondere darf aus einem 
empfohlenen Abstand von 10 m zwischen Sonden verschiedener Anlagen kein zwingender Abstand 
von jeweils 5 m zur Grundstücksgrenze abgeleitet werden. Bei abgestimmter Planung und geeig-
netem rechnerischem Nachweis müssen andere Aufteilungen und geringere Abstände möglich sein. 
 
Wir regen an, Abschnitt 7.1 an die bei Veröffentlichung aktuelle Fassung der VDI 4640 anzupassen. 
Die Formulierung sollte deutlich machen, dass bei entsprechend abgestimmter Planung zwischen  
 



 

 

 
Fachplanenden, Grundstückseigentümerinnen und -eigentümern sowie Genehmigungsbehörde 
auch abweichende Sondenabstände realisierbar sind. 
 
Für Sonden innerhalb derselben Anlage sollte der erforderliche Abstand grundsätzlich als Ergebnis 
der thermischen Dimensionierung verstanden werden. Bei größeren Sondenfeldern sollte die Art 
des Nachweises nach der Komplexität des Projekts gewählt werden können. 
 
7. Zu Abschnitt 7.3 – Bohrlochdurchmesser 
 
Der Entwurf fordert einen allseitigen Mindestabstand von 40 mm zwischen der Bohrlochwand und 
den äußeren Sondenbauteilen. Hieraus wird für häufig eingesetzte Doppel-U-Sonden DA 32 und 
Einfach-U-Sonden DA 40 ein Mindestbohrlochdurchmesser von 180 mm abgeleitet. 
 
Die Anforderung an einen allseitigen Abstand von 40 mm war bereits Bestandteil des bisherigen 
Leitfadens. Die grundlegende Überarbeitung bietet jedoch die Gelegenheit, diese Vorgabe anhand 
des heutigen Stands der Bohr-, Sonden- und Verfülltechnik neu zu bewerten. 
 
Aus Sicht der Branche ist eine starre Vorgabe des Bohrlochdurchmessers nicht sachgerecht. Der für 
einen sicheren Einbau erforderliche Durchmesser hängt insbesondere vom Bohrverfahren, der 
Bohrtiefe, der Geologie, dem Verlauf und Zustand des Bohrlochs, der Sondengeometrie, dem Durch-
messer des Verpressrohrs sowie von gegebenenfalls weiteren Einbauten ab. Diese Faktoren lassen 
sich nicht durch einen einzigen, für sämtliche Standorte und Verfahren geltenden Mindestwert an-
gemessen abbilden. 
 
Bei Bohrungen im Lockergestein können Abweichungen des Bohrlochkalibers, aufquellende Tone, 
ein nicht lotrechter Bohrlochverlauf oder in das Bohrloch hineinragende Steine auftreten. Diese Be-
dingungen müssen vom ausführenden Unternehmen bei der Wahl des Bohrverfahrens und des 
Bohrlochdurchmessers berücksichtigt werden. Daraus folgt jedoch nicht, dass generell ein allseiti-
ger Abstand von 40 mm erforderlich ist. 
 
Ein größerer Bohrlochdurchmesser führt nicht automatisch zu einer besseren Verfüll- oder Abdich-
tungsqualität. Die Qualität der Ringraumverfüllung hängt vorrangig von der Eignung und Verarbei-
tung des Verfüllbaustoffs, der Verpresstechnik, der Stabilität des Bohrlochs sowie von der fachge-
rechten Durchführung und Kontrolle des Verfüllvorgangs ab. Die beim HLNUG-Fachgespräch 2023 
vorgestellten Untersuchungen zur Ringraumverfüllung sprechen ebenfalls gegen die Annahme, 
dass ein größerer Bohrlochdurchmesser grundsätzlich eine bessere Verfüllqualität gewährleistet. 
 



 

 

 
Ein unnötig großer Bohrlochdurchmesser erhöht den Anfall von Bohrgut, den Verbrauch von Ver-
füllmaterial, die Herstellungsdauer und die Projektkosten. Je nach Verfahren kann eine schlankere 
Bohrung zudem eine homogenere Verfüllsäule begünstigen. 
 
Wir regen deshalb an, die pauschale Vorgabe eines Mindestbohrlochdurchmessers von 180 mm und 
den obligatorischen allseitigen Abstand von 40 mm zu streichen. Abschnitt 7.3 sollte stattdessen 
schutzzielorientiert formuliert werden: 
 
Der Bohrlochdurchmesser ist durch das verantwortliche, fachkundige Bohrunternehmen unter Berücksich-
tigung des eingesetzten Bohrverfahrens, der standörtlichen geologischen und hydrogeologischen Verhält-
nisse, der Bohrtiefe, der Sondengeometrie, der Verpressrohre und gegebenenfalls weiterer Einbauten fest-
zulegen. Der Durchmesser muss gewährleisten, dass die Erdwärmesonde ohne Beschädigung bis zur vor-
gesehenen Endteufe eingebracht und der verbleibende Bohrlochringraum vollständig, dauerhaft und kon-
trollierbar verfüllt werden kann. Die Auswahl ist in der Ausführungsplanung beziehungsweise Bohrdoku-
mentation nachvollziehbar darzustellen. 
 
Damit würden Verantwortung und Haftung dort verortet, wo die konkreten Kenntnisse über Gerä-
teausstattung, Bohrverfahren und Baustellensituation vorhanden sind. Das maßgebliche Schutzziel 
einer vollständigen und dauerhaften Abdichtung bliebe uneingeschränkt erhalten. 
 
8. Zu Abschnitt 7.4 – Abstandshalter und Zentriereinrichtungen 
 
Der Entwurf beschreibt Abstandshalter und Zentriereinrichtungen insbesondere unter dem Ge-
sichtspunkt einer möglichen Verringerung des thermischen Bohrlochwiderstands. Zwar wird darauf 
hingewiesen, dass sich Abstandshalter beim Einbau verkanten oder aufreihen und hierdurch den 
Sondeneinbau erschweren sowie Wassereinschlüsse verursachen können. Insgesamt entsteht je-
doch der Eindruck, dass ihr Einsatz grundsätzlich eine technisch vorzugswürdige Ausführung dar-
stellt. 
 
Diese Bewertung wird von der praktischen Erfahrung zahlreicher Fachunternehmen nicht geteilt. 
Der theoretische Zweck von Abstandshaltern besteht darin, die einzelnen Sondenrohre voneinander 
zu trennen und dadurch den thermischen Kurzschluss zwischen Vor- und Rücklauf zu reduzieren. 
Bei üblichen Anlagen und geringen Temperaturspreizungen ist der daraus resultierende energeti-
sche Vorteil jedoch häufig gering. 
 
Dem stehen erhebliche praktische Nachteile gegenüber. Reale Bohrlöcher sind nicht ideal lotrecht 
oder kalibertreu. Sondenrohre können sich während des Einbaus verdrehen, während Abstandshal- 



 

 

 
ter verrutschen, zusammengeschoben werden oder sich an Unregelmäßigkeiten der Bohrlochwand 
verkanten können. Der Sondeneinbau muss für die Montage regelmäßig unterbrochen werden, 
wodurch das Risiko steigt, dass die vorgesehene Einbautiefe nicht erreicht wird. 
 
Um eine tatsächlich definierte Rohrlage über die gesamte Sondenlänge zu erreichen, wäre eine sehr 
große Anzahl von Abstandshaltern oder Zentriereinrichtungen erforderlich. Diese Einbauten können 
den Aufstieg der Verfüllsuspension behindern, zu lokalen Stauwirkungen führen und Fehlstellen in 
der Ringraumverfüllung begünstigen. 
 
Auch die nachträgliche Qualitätskontrolle der Ringraumverfüllung kann erschwert werden. Bei be-
stimmten magnetischen oder geophysikalischen Kontrollverfahren können Abstandshalter Signal-
veränderungen verursachen, die sich nur schwer von Hohlräumen oder Fehlstellen unterscheiden 
lassen. Werden Abstandshalter während des Einbaus zusammengeschoben, können sie größere 
Fehlstellen vortäuschen. 
 
Wir empfehlen daher, Abstandshalter und Zentriereinrichtungen nicht als Regelausführung oder all-
gemeine Empfehlung darzustellen. Ihr Einsatz sollte ausschließlich auf Grundlage einer projektspe-
zifischen technischen Bewertung erfolgen. Entscheidend sind der nachgewiesene Nutzen für das 
jeweilige Sondensystem, die Kompatibilität mit dem Bohr- und Verfüllverfahren sowie die sichere 
und kontrollierbare Einbringung. 
 
Abschnitt 7.4 sollte ausdrücklich klarstellen, dass der Verzicht auf Abstandshalter eine fachgerechte 
und regelmäßig geeignete Ausführung darstellt. Der Schwerpunkt der Anforderungen sollte auf ei-
nem störungsarmen Sondeneinbau, einer vollständigen Ringraumverfüllung und einer belastbaren 
Dokumentation des Verfüllvorgangs liegen. 
 
9. Zu Abschnitt 7.11 und Abbildung 12 – Verlegung und Unterverteiler 
 
In Abbildung 12 sind die Leitungen zwischen den Erdwärmesonden, dem Unterverteiler und der 
Wärmepumpe mit „warmes Wasser“ beziehungsweise „kaltes Wasser“ beschriftet. Diese Bezeich-
nung ist technisch nicht hinreichend präzise. 
 
Abhängig vom Anlagenkonzept wird nicht zwingend reines Wasser eingesetzt. Häufig handelt es 
sich um ein Wasser-Glykol-Gemisch oder ein anderes zugelassenes Wärmeträgermedium. Die Be-
schriftung sollte daher in „warmes Wärmeträgermedium“ und „kaltes Wärmeträgermedium“ geän-
dert werden. 
 



 

 

 
10. Zu Abschnitt 8.1 – Rechtliche Einordnung und Bergrecht 
 
Der BVG bewertet die gesetzliche Herausnahme der Nutzung oberflächennaher Erdwärme bis 400 
m aus dem bergrechtlichen Bodenschatzregime positiv. Die Erfahrungen der Branche zeigen, dass 
die Zuordnung der Oberflächennahen Geothermie zum Grundstück und der Wegfall bergrechtlicher 
Nutzungsrechte zu einer erheblichen Vereinfachung geführt haben. 
 
Die verbleibende Anzeigepflicht für Bohrungen mit einer Tiefe von mehr als 100 m ist hiervon zu 
unterscheiden. Der Leitfaden sollte diese Differenzierung klar darstellen, damit bei Antragstellen-
den und Behörden nicht der Eindruck entsteht, dass für Anlagen bis 400 m weiterhin generell ein 
bergrechtliches Zulassungsverfahren erforderlich ist. 
 
Nach Einschätzung unserer Mitgliedsunternehmen hat die neue Rechtslage zu einer Vereinheitli-
chung und Beschleunigung der Verfahren beigetragen. Nachbarschaftsrechtliche Konflikte, die erst 
durch den Wegfall bergrechtlicher Nutzungsrechte entstanden wären, sind aus der Planungspraxis 
nicht bekannt. 
 
Diese gesetzliche Entlastung sollte nicht durch neue, sachlich nicht erforderliche wasserrechtliche 
oder technische Detailanforderungen kompensiert werden. Der Leitfaden sollte vielmehr das Ziel 
verfolgen, die durch den Gesetzgeber angestrebte Vereinfachung auch im praktischen Vollzug wirk-
sam werden zu lassen. 
 
11. Zu Abschnitt 8.4 – Genehmigungsfähigkeit in Trinkwassereinzugsgebieten 
 
Dass der Schutz der Trinkwasserversorgung höchste Bedeutung besitzt, erkennt der BVG uneinge-
schränkt an. Er muss bei Planung, Genehmigung, Bau und Betrieb geothermischer Anlagen konse-
quent berücksichtigt werden. 
 
Der vorliegende Entwurf sieht für bestimmte Grundwasserleitersysteme im Anstrom von Trink-
wasserbrunnen eine Entfernung von 2.000 m vor, innerhalb derer Erdwärmesonden nicht geneh-
migungsfähig sein sollen. Bei tiefen Grundwasserleitern soll dies insbesondere gelten, wenn die 
Erdwärmesonde in den für die Trinkwassergewinnung genutzten Grundwasserleiter eingreift. Ver-
gleichbare Nachweisanforderungen werden teilweise auch für Erdwärmekollektoren vorgesehen. 
 
Eine solche Gebietskulisse kann erhebliche Auswirkungen auf die für Oberflächennahe Geothermie 
verfügbaren Flächen haben. Dies betrifft potenziell gerade verdichtete Siedlungsräume, in denen  
 



 

 

 
Erdwärmesonden wegen des begrenzten Flächenangebots eine besonders wichtige Option für eine 
klimaneutrale Wärmeversorgung darstellen. 
 
Erfahrungen aus anderen Großstädten zeigen, dass weitreichende Abstände zu Trinkwasser-, Re-
serve- oder Notbrunnen in der Praxis dazu führen können, dass große Teile eines Stadtgebiets nur 
noch unter erheblichen zusätzlichen Auflagen oder faktisch nicht mehr für Erdwärmesonden zur 
Verfügung stehen. Ob die in Schleswig-Holstein vorgesehene 2.000-m-Regelung vergleichbare 
Auswirkungen hätte, lässt sich anhand des Leitfadenentwurfs bislang nicht ausreichend beurteilen. 
 
Vor der endgültigen Festlegung sollte deshalb transparent untersucht und kartografisch dargestellt 
werden, welche Flächen des Landes und welcher Anteil der Siedlungsgebiete durch die Regelung 
betroffen wären. Die Auswirkungen sollten nicht nur landesweit, sondern auch für einzelne Kom-
munen, Wärmeplanungsgebiete und größere Entwicklungsflächen betrachtet werden. 
 
Ferner muss eindeutig geregelt werden, auf welche Brunnenkategorien die Abstände Anwendung 
finden. Insbesondere ist zu klären, wie aktive Trinkwasserbrunnen, Reservebrunnen, Ersatzbrun-
nen, Notbrunnen und nicht mehr genutzte Brunnen behandelt werden. Restriktionen, die sich aus 
Brunnen mit geringeren Fördermengen oder aus nicht in der Ampelkarte dargestellten Brunnen er-
geben, müssen für Vorhabenträger frühzeitig und verlässlich erkennbar sein. 
 
Starre Ausschlussbereiche werden der Vielfalt hydrogeologischer Verhältnisse nicht in jedem Fall 
gerecht. Maßgeblich sind unter anderem die Grundwasserfließrichtung, der tatsächlich genutzte 
Grundwasserleiter, die Tiefenlage der Filterstrecke, die Schutzwirkung und Kontinuität vorhandener 
Deckschichten, die geplante Bohrtiefe sowie die technische Ausführung der Anlage. 
 
Wir regen daher an, neben den Regelabständen eine fachlich klar definierte Ausnahme- bezie-
hungsweise Abweichungsmöglichkeit vorzusehen. Durch ein qualifiziertes hydrogeologisches Gut-
achten sollte nachgewiesen werden können, dass eine Beeinträchtigung des für die Trinkwasser-
gewinnung genutzten Grundwassers ausgeschlossen beziehungsweise nach wasserrechtlichen 
Maßstäben nicht zu besorgen ist. 
 
Dabei können zusätzliche Qualitätssicherungsmaßnahmen, eine Begrenzung der Bohrtiefe, der 
nachgewiesene Erhalt schützender Deckschichten, geeignete Wärmeträgermittel, besondere An-
forderungen an die Ringraumverfüllung oder eine angepasste Überwachung berücksichtigt werden. 
Die kategorische Formulierung „nicht genehmigungsfähig“ sollte durch eine Regelvermutung mit 
nachvollziehbaren Ausnahmekriterien ersetzt werden. Dies stärkt den Grundwasserschutz, weil die  
 



 

 

 
Entscheidung auf die tatsächliche hydrogeologische Gefährdung gestützt wird, und verhindert zu-
gleich unverhältnismäßige Flächenausschlüsse. 
 
12. Zu Abschnitt 9 – Monitoring bei Anlagen ab 100 kW 
 
Der Entwurf verlangt für Erdwärmesondenanlagen ab einer Heizleistung von 100 kW ein Monito-
ringprogramm zur Erfassung des Betriebsverhaltens und der Auswirkungen auf den Grundwasser-
haushalt. Vorgesehen sind unter anderem Temperaturmessstellen, eine jährliche Datenerfassung 
und zunächst jährliche Monitoringberichte während der ersten fünf Betriebsjahre. 
 
Eine qualifizierte Überwachung größerer Anlagen ist grundsätzlich zu unterstützen. Die alleinige 
Anknüpfung sämtlicher Anforderungen an eine Heizleistung von 100 kW ist jedoch zu undifferen-
ziert. Die möglichen Auswirkungen einer Anlage hängen nicht allein von der Nennleistung der Wär-
mepumpe ab. 
 
Wesentliche Kriterien sind die jährliche Wärme- und Kältearbeit, die Ausgeglichenheit von Wärme-
entzug und Wärmeeintrag, die Sondenanzahl und -tiefe, die hydrogeologischen Verhältnisse, die 
Grundwasserströmung, die Lage zu bestehenden Nutzungen sowie die prognostizierte thermische 
Reichweite. 
 
Eine Anlage mit ausgeglichenem Heiz- und Kühlbetrieb kann trotz höherer Leistung geringere lang-
fristige Auswirkungen haben als eine kleinere Anlage mit dauerhaft einseitigem Wärmeentzug. 
Auch können an einem Standort bereits geeignete Grundwassermessstellen, Temperaturmessket-
ten oder belastbare Ergebnisse benachbarter Projekte vorhanden sein. 
 
Wir empfehlen deshalb ein abgestuftes, risikobasiertes Monitoringkonzept. Die zuständige Was-
serbehörde sollte auf Grundlage der konkreten Anlage und des Standorts entscheiden, ob und in 
welchem Umfang Messstellen erforderlich sind, welche Messparameter erhoben werden müssen 
und in welchen Zeitabständen Berichte vorzulegen sind. 
 
Vorhandene Daten und Messinfrastruktur müssen berücksichtigt werden können. Ebenso sollten 
die Messstellen möglichst in die Anlage selbst oder in ohnehin erforderliche Erkundungs- und Test-
sonden integriert werden können, sofern damit aussagekräftige Daten gewonnen werden. 
 
Auch Dauer und Frequenz des Monitorings sollten an die Ergebnisse der ersten Betriebsjahre an-
gepasst werden. Bei einem nachweislich prognosegemäßen und stabilen Betrieb sollte eine früh- 
 



 

 

 
zeitige Reduzierung der Berichtsintervalle möglich sein. Umgekehrt kann bei festgestellten Abwei-
chungen eine intensivere Überwachung angeordnet werden. 
 
Ziel muss ein Monitoring sein, das einen tatsächlichen Erkenntnisgewinn für den Grundwasser-
schutz und die Betriebsoptimierung liefert. Es darf nicht zu einem pauschalen und dauerhaft fort-
bestehenden Dokumentationsaufwand führen, der unabhängig vom tatsächlichen Anlagenverhal-
ten besteht. 
 
13. Zu Abschnitt 10 – Verfahrensablauf, Fristen und einheitlicher Vollzug 
 
Das Ziel einer landesweit einheitlichen Genehmigungspraxis ist ausdrücklich zu begrüßen. Dieses 
Ziel wird jedoch nur erreicht, wenn die Anforderungen nicht anschließend durch unterschiedliche 
Formulare, Unterlagenkataloge und Auslegungen der einzelnen unteren Wasserbehörden erneut 
auseinanderfallen. 
 
Der Leitfaden sollte außerdem konsequent zwischen Anzeigepflicht, Erlaubnispflicht, technischen 
Empfehlungen und möglichen Nebenbestimmungen einer wasserrechtlichen Erlaubnis unterschei-
den. Formulierungen wie „ist erforderlich“, „soll“, „wird empfohlen“ und „kann gefordert werden“ 
müssen entsprechend ihrer rechtlichen Bedeutung einheitlich verwendet werden. 
 
Für Vorhabenträger sollte bereits zu Beginn der Planung verlässlich erkennbar sein, ob ein Standort 
grundsätzlich genehmigungsfähig ist, welche Nachweise erforderlich sind und innerhalb welcher 
Fristen mit einer Entscheidung gerechnet werden kann. Die im Leitfaden angekündigten Kartenan-
gebote müssen deshalb vollständig, aktuell und für die Planung hinreichend genau sein. 
 
Es sollte zudem vermieden werden, dass Unterlagen mehrfach über verschiedene Portale oder an 
mehrere Behörden übermittelt werden müssen. Das Portal zur Anzeige geologischer Untersuchun-
gen sollte, soweit technisch und rechtlich möglich, mit den wasserrechtlichen Verfahren verzahnt 
werden. Bereits bei Landesbehörden vorhandene Untergrunddaten sollten nicht erneut von den An-
tragstellenden beschafft oder eingereicht werden müssen. 
 
14. Weitere redaktionelle Hinweise 
 
Im Abschnitt 5.4.2 ist der Querverweis zu den Abständen zwischen Erdwärmesonden zu korrigieren. 
Die dort behandelten Abstandsregelungen befinden sich nicht in Abschnitt 7.9, sondern in Abschnitt 
7.1. Abschnitt 7.9 behandelt die Anforderungen an Wärmeträgermittel. 
 



 

 

 
15. Schlussbewertung 
 
Der neue Leitfaden kann einen wichtigen Beitrag zur Qualitätssicherung und zur Vereinheitlichung 
der Genehmigungspraxis leisten. Voraussetzung hierfür ist, dass er den aktuellen technischen Ent-
wicklungsstand abbildet, den Sachverstand qualifizierter Planungs- und Bohrunternehmen ange-
messen berücksichtigt und keine pauschalen Anforderungen festschreibt, deren zusätzlicher Nut-
zen nicht nachgewiesen ist. 
 
Der BVG bittet insbesondere darum: 
 

• die Temperaturangaben in Abbildung 6 zu überarbeiten und die Temperaturgrenzen pro-
jektspezifisch flexibilisierbar auszugestalten 

• die Anforderungen an größere Anlagen, thermohydrodynamische Modellierungen und Mo-
nitoringprogramme stärker am tatsächlichen Anlagen- und Standortrisiko auszurichten 

• die Sondenabstände als Ergebnis der thermischen Dimensionierung und nicht als starre 
Mindestwerte zu behandeln, 

• die pauschale Vorgabe eines Bohrlochdurchmessers von 180 mm aufzugeben, 
• Abstandshalter und Zentriereinrichtungen nicht als Regelausführung darzustellen, 
• bei den 2.000-m-Bereichen hydrogeologisch begründete Einzelfallentscheidungen zu er-

möglichen und die tatsächlichen Flächenauswirkungen transparent zu untersuchen  
• sowie die Genehmigungsverfahren durch landesweit einheitliche Formulare, Unterlagenka-

taloge und digitale Abläufe zu vereinfachen. 
 
Ein wirksamer Grundwasserschutz und der nachhaltige Ausbau der Oberflächennahen Geothermie 
gehen Hand in Hand. Qualifizierte Planung, fachgerechte Ausführung, geeignete Materialien und 
überprüfbare Schutzziele ermöglichen beides. Der Leitfaden sollte diesen Ansatz stärken und zu-
gleich vermeiden, dass technisch sichere und für die Wärmewende notwendige Anlagen durch un-
begründete pauschale Vorgaben verhindert oder unverhältnismäßig verteuert werden. Für den wei-
teren fachlichen Austausch steht der BVG gerne zur Verfügung. 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 

 
Über den Bundesverband Geothermie e. V.:  
 
Der 1991 gegründete Bundesverband Geothermie e. V. (BVG) ist ein Zusammenschluss von Unter-
nehmen und Einzelpersonen, die auf dem Gebiet der Erdwärmenutzung in allen Bereichen der For-
schung und Anwendung tätig sind. Er vereint Mitglieder aus Industrie, Wissenschaft, Planung und 
der Energieversorgungsbranche. Hauptaufgaben des Verbandes sind die Information der Öffent-
lichkeit über die Nutzungsmöglichkeiten geothermischer Energie zur Wärme- und Stromerzeugung 
sowie der Dialog mit politischen Entscheidungsträgern. Der BVG organisiert den jährlichen Geother-
miekongress DGK ebenso wie Workshops zu aktuellen Themen und ist Herausgeber der Fachzeit-
schrift „Geothermische Energie“ sowie weiterer Informationsmaterialien.  
 
Kontakt:  
 
Bundesverband Geothermie e. V.    
Albrechtstraße 22      
10117 Berlin  
 
Gregor Dilger     Tel: 030 200 954 958 
Geschäftsführer     Mobil:  0175 997 53 22 
      E-Mail: gregor.dilger@geothermie.de 
 
Florian Stanko     Tel:  030 200 954 955 
Leiter Politik     Mobil:  0151 577 43 438 
      E-Mail: florian.stanko@geothermie.de 
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